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Ausstellung einer Mängelkarte -
I(k)eine polizeiliche Aufgabe .

Bernd Huppertz

1. Das Mängelkarten- Richtlinie für die Durchführung von
verfahren Hauptuntersuchungen und die Beurtei-

lung der dabei festgestellten Mängel an
Fahrzeugen nach § 29 und Anlage VIII St-

Für den vorschriftsmäßigen tech- VZQ3) eine wertvolle Entscheidungshilfe
nischen Zustand eines Fahrzeuges ist sei~:
sowohl der Fahrzeugführer (§ 231 S. 2 Uber Mängel, die vor Ort nicht beho-
StVO) als auch der Halter (§ 3111 StVZO) ben werden können, ist eine Mängelkarte
verantwortlich. auszustellen. Das sogenannte Mängelkar-

Unter anderem hierauf beziehen sich tenverfahren ist in den einzelnen Bundes-
polizeiliche Verkehrskontrollen. Das sind ländern für die Polizei überwiegend ein-
sowohl solche zur Prüfung der Fahrtüch- heitlich geregelt. Im vorliegenden Artikel
tigkeit der Führer oder der nach den Ver- wird hauptsächlich auf den diesbezügli-
kehrsvorschriften mitzuführenden Papie- chen Erlaß für die Polizei NW' abgestellt.
re als auch solche zur Prüfung des Zu- Für die Betrachtung wurden jedoch auch
standes, der Ausrüstung und der Bela- weitere entsprechende Erlasse anderer
dung der Fahrzeuge (VwV I zu § 36 V Bundesländer herangezogen.5)
StVO). Mit gleichem Tenor ergibt sich die Ausweislich dieses Vordrucks ist ex-
Aufgabenzuweisung auch aus den ein- pressis verbis (nur) der Fahrzeughalter
schl~gigen Polizeidienstvorschriften}) Bei als Verantwortlicher aufgeführt. Das ent-
der Uberprüfung von Fahrzeugen hat die spricht insofern der Formulierung des
Polizei dabei insbesondere solche tech- § 17 I StVZO, wonach der Eigentümer
nischen Mängel festzustellen und besei- oder Halter für die Mängelbeseitigung
tigen zu lassen, durch die die Verkehrs- herangezogen werden kann. Dort wird
sicherheit beeinträchtigt werden kann dem Verantwortlichen durch Aushändi-
(zum Beispiel Bremsen, Bereifung, Be- gung der Erstschrift unter Fristsetzung
leuchtung, Lenkung)2). Dabei kann die aufgegeben, in welcher Weise die Män-

1) Polizeidienstvorschrift (PDV) 100, Ziffer 2.4.2
2) In NW geregelt durch RdErL IM NW vom 22.5.1996 MBI. NW 1996, 954 - Verkehrssicherheitsarbeit der Poli-

zei, Anlage 4, Ziffer 5.1-).
3' VkBI. 1994, 673.

"Fn.2
5' ErL HessMdI vom 30.1.1990 - Polizeiliche Überwachung des Straßenverkehrs - (StAnz. 1990,307), VwV des

IM und des VerkehrsMin. BW über die Erstattung von Mängelberichten und die Vorführung von Fahrze11gen
nach § 17 StVZO i.d.F vom 13.7.1993 (GABL 1993,946); Geschäftsanweisung für die LSA Berlin Nr. 2/95 vom
28.12.1994; Entwurf der Anlage 4.3 der PDV 352 über das Kontrollberichts-Verfahren im Saarland.
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gelbeseitigung überprüft und beschei- nur, wer entgegen § 17 I i.V.m. § 69a II
nigt werden soll. Dabei kann die Polizei Nr. 1 StVZO einem Verbot (der Ord-
dem Verantwortlichen aufgeben, das nungsverfügung), ein Fahrzeug in
Fahrzeug zum Beispiel beim zuständigen Betrieb zu setzen, zuwiderhandelt oder
Straßenverkehrsamt, der Polizei oder in Beschränkungen nicht beachtet.
einer Werkstatt vorzuführen. So wird der
Verantwortliche also durch die Anord- 2 §17I StVZO I S . Inung und Fristsetzung seitens der Polizei . a s peZla-
unmittelbar rechtsnachteilig belastet. regelung für Maßnahmen J
Dieser hat nämlich die Mängel beheben
zu lassen und muß die Mängelkarte mit der Gefahrenabwehr
Erledigungsvermerk an das zuständige Das polizeiliche Mängelkartenverfah-
Straßenverkehrsamt zurücksenden. Zur ren begegnet jedoch rechtlichen Beden-
Kontrolle übersendet die Polizei die ken7) da die Polizei dem Eigentümer oder
Durchschrift unmittelbar an die zustän- Halter nicht die Mängelbeseitigung unter
dige Straßenverkehrsbehörde. Wird der Fristsetzung und Anzeigendrohung aufge-
Aufforderung zur Mängelbeseitigung ben darf..) Vielmehr darf sie eigene Maß-
nicht Folge geleistet, so kann die zu- nahmen nurvörläufigim Fall und für die
ständige Straßenverkehrsbehörde dem Dauer unmittelbarer Gefährdung treffen.9)
Eigentümer oder Halter eine angemesse- Befindet sich also ein Fahrzeug in einem
ne Frist zur Behebung der Mängel setzen nicht vorschriftsmäßigen Zustand, so kann
und nötigenfalls den Betrieb des Fahr- die Polizei ein Verbot der Weiterfahrt auf
zeuges im öffentlichen Straßenverkehr der Grundlage der landesrechtlich nor-
untersag.~n oder beschränken (§ 17 I mierten Polizeigesetze aussprechen, wenn
StVZO). Ortlich zuständig ist dabei die sich aus dem konkret gezeigten techni-
Straßenverkehrsbehörde des Wohnortes schen Zustand eine Gefahr für die Ver-
(§ 68 II StVZO), nicht des Fahrzeugstan- kehrssicherheit vor Ort ergibt. Allein die
dortes.6) Ordnungswidrig handelt aber Straßenverkehrsbehörde kann jedoch die

oben genannten Maßnahmen nach § 17 I
StVZO treffen. Diese bundesrechtliche
Normierung der Maßnahmen, die gegen
Eigentümer oder Halter nicht vorschrifts-
mäßiger Fahrzeuge durch die Straßenver-
kehrsbehörde zulässig sind, dient ersicht-
lich dem Zweck, den Gefahren, die von ~

solchen Fahrzeugen ausgehen können, zu
begegnen. § 17 I StVZO schließt daher als
spezialgesetzliche Regelung für seinen An- i

., Jagusch/Hentschel, Straßenverkehrsrecht, 35. Auf!. (1999)., Rz. 3 zu § 17 StVZO; Dvorak Die Polizei 1984, 240;

OVG Bautzen NZVI998, 430.
" Jagusch/Hentschel, a.a.O., Rz. 3 zu § 17 I StVZO.

8' OVG Münster (VJJI A 907/67) n. v.; zitiert nach Jagusch/Hentschel, a.a.O.. (vgl. Dvorak a.a.O.).
" tütkes/Meier/Wagner/Emmerich, Losebi. (Stand 2/1999), Rz. 2 zu§ 17 I StVZO; VG DüsseldorfDAR 1961, 122;

OVG Mannheim DAR 1993, 363 (= VM 1993, 97; ZfS 1993, 287); OVG Bautzen NZV 1998, 430.
'" Jagusch/Hentschel, a.a.O., Rz. 5 zu § 17 StVZO; OVG Mannheim DAR 1993, 363 (= VM 1993, 97; ZfS 1993, 287).
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wendungsbereich den Rückgriff auf die ter, jedoch ist es für ihn nicht bußgeldbe-
polizeiliche Generalklausei aus!") Die Aus- wehrt, der Aufforderung zur Mängelbe-
stellung einer Mängelkarte bewirkt seitigung nicht nachzukommen (vgl. § 17
grundsätzlich kein Verbot weiterer Inbe- IStVZO). Des weiteren besteht für ihn
triebnahrne. Jedoch ergibt sich dies aus keine Rechtspflicht, dem Eigentümer
der Fahrer- und Halterverantwortlich- und / oder Halter die Mängelkarte zu
keit. Ansonsten würde das Fahrzeug ja übergeben; jedenfalls darf dies für Letzte-
erneut in ordnungswidrigem (und ver- re nicht zum Nachteil ausgelegt werden.
kehrsunsicherem) Zustand in Betrieb ge- Alternative Formulierungen schreiben
setzt. 11) Bei Vorliegen einer Dauerord- vor, die Mängelkarte an den Fahrzeug-
nungswidrigkeit allerdings kann die führer oder -halter auszuhändigen. Auch
Aushändigung einer Mängelkarte einen die neutrale Verwendung der Anrede
als Verfahrenshindernis wirkenden Ver- "Sehr geehrter Verkehrsteilnehmer" wird
trauenstatbestand schaffen!') herangezogen. Allen Formulierungen ge-

meinsam ist jedoch die falsche bezie-
3 " t tl " hk .t hungsweise ungenaue Statuierung hin,.

I" veran wor IC el en sichtlich der Verantwortlichkeiten i.S.d. §

i.S.d. §17 I StVZO 17IStZVO... .
3.2 Werden Mangelkarten an eInem

Schwierigkeiten bereitet das Mängel- geparkten Fahrzeug angebracht, so ist
kartenverfahren zudem in den Fällen, in zunächst zu fragen, ob dies überhaupt
denen zulässig ist.
. der Fahrzeugeigentümer / -halter - Die Bußgeldvorschrift des § 69a StVZO
wenn nicht gleichzeitig auch Führer - unterscheidet nämlich zwischen Ver-
nicht angetroffen wird, oder stößen, die lediglich dann ordnungswid-
. das Fahrzeug geparkt ist und die Män- rig sind, wenn das Fahrzeug in Betrieb ge-
gelkarte am Fahrzeug angebracht wird. nommen wird (§ 69a III, IV StVZO) und

3.1 Nach den einschlägigen Erlaßvor- solchen, die lediglich die Einhaltung von
schriften einiger Bundesländer ist die Erst- zum Beispiel Prüfungsfristen fordern. "In
schrift der Mängelkarte dem Fahrzeugfüh- Betrieb" sind diejenigen Fahrzeuge, die
rer auszuhändigen. Dies widerspricht sich im öffentlichen Verkehrsbereich be-
dann nicht nur dem Vordruck, sondern in wegen oder in verkehrsbeeinflussender
jedem Fall auch der Regelung des §17 I St- Weise ruhen!') Parkende Fahrzeuge sind
VZO (= Eigentümer oder Halter). daher in Betrieb, solange sie den Verkehr

Zwar ist der Fahrzeugführer, wie oben irgendwiebeeinflussen können!'>
bereits ausgeführt, ebenso für den tech- In einem vom OLG StuttgarpsJ.ent-
nisch vorschriftsmäßigen Zustand des schiedenen Fall wurde der Halter eines
Fahrzeuges verantwortlich wie der Hal- geparkten Pkw angezeigt, weil die Reifen

11) OLG Stuttgart NZV 1994, 243 (= DAR 1994, 206 im Falle einer Inbetriebnahme des Kfz mit mangelnder Rei-

fenprofiltiefe). Jagusch/Hentschel a.a.O., Rz. 9 zu § 69a StVZO.
121 OLG Stuttgart NZV1994, 123 im Falle einer Inbetriebnahme des Kfz entgegen § 29 StVZO (Hauptuntersu-

chung); Jagusch/Hentschel, a.a.O., Rz. 9 zu § 69a StVZO.
I13) Jagusch/Hentschel, a.a.O., Rz. 5 zu § 7 StVG m.w.N.

14) Jagusch/Hentschel, a.a.O., Rz. 8 zu § 7 StVG.
15) VRS 71, 294.
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seines Fahrzeuges nicht mehr die geforder- men werden kann, der Eigentümer oder
te Mindestprofiltiefe aufwiesen. Er gab da- Halter habe die so angebrachte Mängel-
zu an, seinen Pkw mittels eines Ab- karte auch tatsächlich erhalten.
schleppwagens dorthin verbracht zu ha-
ben. Die Rechtsprechung anerkennt bei 4 A bI o kder Kontrolle von geparkten Fahrzeugen 0 US lC
einen Tatvorwurf nur dann, wenn die Die Mängelkarte ist jedoch ein wertvol-
Fahrt, die dazu geführt hat, daß sich das les Instrument (auch der repressiven) Ver- 1
Fahrzeug zur fraglichen Zeit am Kontroll- kehrsüberwachung und als solche im Rah-
ort befunden hat, bewiesen wird.'") men der Verkehrssicherheitsarbeit der Po- I

Nun dient das Mängelkartenverfahren lizei unverzichtbar. Um jedoch den rechtli- i
jedoch nicht der Verfolgung von Verkehrs- chen Bedenken Rechnung zu tragen, kann .
ordnungswidrigkeiten, sondern der Wie- die Forderung nur lauten, das Mängel-
derherstellung der Verkehrssicherheit kartenverfahren als ein Angebot (und
(Spezialregelung für Maßnahmen der Ge- nicht als Anordnung der Polizei) an den
fahrenabwehr). Wie das obige Beispiel je- Fahrzeugführer im Vorgriff auf notwen-
doch zeigt, macht es keinen Sinn, die Ein- diger:weise folgende Maßnahmen der zu-
haltung des verkehrssicheren Zustands ständigen Straßenverkehrsbehörde gegen
einzufordern, wenn das Fahrzeug nicht den Eigentümer oder Halter im Rahmen
auch konkret in Betrieb ist. der Möglichkeiten des § 17 I StVZO aus-

Erheblicher dürfte jedoch die Tatsache zugestalten. Hierzu bedarf es dann einer
sein, daß es nicht als gesichert angenom- speziellen Datenübermittlungsvorschrift.

Sonderrechte für die Postunternehmen,
Fortsetzung zu VD 1998, 831)
Bernd Huppertz

Mit Verabschiedung des Begleitgeset- "Solange ein Postunternehmen '

zes zum Telekommunikationsgesetz2) Grundversorgungsleistungen nach dem
und des Postgesetzes3) wurde unter ande- Postgesetz erbringt, dürfen seine Fahr-
rem die Bestimmung des § 35 VII StVO zeuge auf allen Straßen und Straßentei-
über die Sonderrechte der Nachfolgeun- len zu allen Zeiten fahren und halten, so-
ternehmen der Deutschen Bundespost weit dies zur Erfüllung dieser Pflichten
neu gefaßt: erforderlich ist. Dieselben Rechte gelten

'" OLG Schleswig VM 1977, 9; BayObLG VRS 62, 131.

" Lippert, Sonderrechte für die Postuntemehmen.

"Vom 17.12.1997, BGBI. I (1997), 3108.

"Vom 22.12.1997, BGBI. I (1997), 3294.
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